
In den sogenannten Invaliden-
versicherungsrechtlichen Ver-
fahren sind die für das Urteil er-
heblichen Tatsachen von Amts 

wegen festzustellen. Dies bedeutet, 
dass sich beispielsweise im Revisi-
onsverfahren der Fürstliche Oberste 
Gerichtshof zu vergewissern hat, ob 
die für das Urteil erheblichen Tatsa-
chen vom Fürstlichen Obergericht 
hinreichend festgestellt wurden und 
ob die entsprechenden Feststellun-
gen auf hinreichender Beweisgrund-
lage beruhen. Klar ist jedoch, dass 
bei der Prüfung der im Berufungs-
verfahren – in Anwendung des Un-
tersuchungsgrundsatzes – festge-
stellten oder bestätigten Tatsachen 
sich der Fürstliche Oberste Gerichts-
hof eine grosse Zurückhaltung auf-
erlegt. Ohne entsprechende konkre-
te Rüge werden deshalb im Revisi-
onsverfahren keine vom Fürstlichen 
Obergericht festgestellten Tatsachen 
amtswegig aufgegriffen. Dies bedeu-
tet für die Partei bzw. deren Rechts-
vertreter, dass bereits in der ersten 
Instanz so umfangreich und detail-
liert wie möglich alles voll umfas-
send vorzubringen ist.
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